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Erläuterungen

zum

Muster eines EDV-Vertrages

der Ärztekammer

Allgemeines

Abschnitt I regelt den Kauf von Hardware einschließlich Betriebssystem, Abschnitt II regelt den Erwerb von Software zur Nutzung, Abschnitt III die Einschulung (bezogen auf Hardware und Software), Abschnitt IV Verzug und Abnahme (bezogen auf Hardware und Software), Abschnitt V die Wartung und Abschnitt VI den Gerichtsstand.

Trotz der getrennten vertraglichen Regelung des Erwerbes von Hardware und Software, ist der Mustervertrag als untrennbare Einheit (einheitliches Rechtsgeschäft) konzipiert (vgl. hiezu § 5 (1).

Zu den Vertragsbestimmungen im Einzelnen:

Abschnitt I

§ 1

(1)
Die Hardware einschließlich Betriebssystem ist in einer Anlage zu spezifizieren. Erfüllungsort ist der Aufstellungsort.

(2)
Um Unklarheiten (und spätere Auffassungsunterschiede) hintanzuhalten, ist klarzustellen, wer für die Nebenkosten aufzukommen hat.

§ 2

(1)
Computersysteme erfordern eine Systemumgebung/Infrastruktur (Installationserfor​dernisse). § 2 Abs (1) enthält diesbezüglich eine Regelung.

(2)
Der Termin für die Lieferung der Anlage (Hardware und Betriebssystem) sollte spezifiziert werden. Im Hinblick darauf, dass es sich bei dem Erwerb der Hardware (Abschnitt I) und Software (Abschnitt II) um ein einheitliches Rechtsgeschäft handelt (vgl. § 5(1), ist klarzustellen, dass eine Abnahme der Hardware nur gemeinsam mit der Abnahme der Anwendungssoftware erfolgen kann.

§ 3

Zur Bedienung, aber auch Fehlervermeidung und -behandlung, ist in der Regel eine entsprechende Dokumentation unumgänglich; diese sollte in deutscher Sprache verfasst sein (vgl. zur Software § 5 (5).

§ 4 

Vgl. auch Erläuterungen zu § 7.

(1)
Die gesetzliche Gewährleistungsfrist beträgt idR 6 Monate. Innerhalb dieser Frist sind Mängel bzw. daraus resultierende Ansprüche (gerichtlich) vom Anwender geltend zu machen. Bei EDV-Produkten ist die vertragliche Verlängerung dieser Frist auf 12 Monate mittlerweile üblich.


Auch ist in diesem Absatz klargestellt, dass die Gewährleistungsfrist erst mit der Erkennbarkeit des Mangels durch den Anwender - und nicht - wie dies das Gesetz vorsieht - mit Übernahme/Abnahme - zu laufen beginnt.

(2) (3)
Vom Anbieter muss erwartet werden, dass er seine Anwender vor Vertragsabschluß eingehend über die Möglichkeiten des von ihm angebotenen Systems berät und aufklärt. Voraussetzung hiefür aber ist, dass er sich über das konkrete Anforderungsprofil des Anwenders entsprechend informiert und das von ihm angebotene System als für die Zwecke des Anwenders geeignet befindet.

(4)
Diese Bestimmung soll dem Anwender eine längerfristige - störungsfreie - Funktionsfähigkeit des Systems sichern helfen.

(5)
Es ist üblich - wie in dieser Bestimmung vorgesehen - für die Freiheit von Rechtsmängeln uneingeschränkt Gewähr zu leisten.

Abschnitt II

§ 5

(1)
Zunächst ist auf das zu § 1 Abs (1) Gesagte zu verweisen.


Sehr wichtig ist die Feststellung, dass der Erwerb der Hardware (samt Betriebssystem) und der Software eine untrennbare Einheit (einheitliches Rechtsgeschäft) darstellt. Konkret bedeutet das: Ist die Hardware zwar mängelfrei, die Software hingegen mit Fehlern behaftet, so kann der Anwender - bei Vorliegen eines wesentlichen Softwaremangels - unter bestimmten Voraussetzungen nicht nur hinsichtlich der Software vom Vertrag zurücktreten, sondern auch hinsichtlich der - an sich fehlerfreien - Hardware, der Anwender bleibt also nicht auf der Hardware "sitzen".

(2)
Es gilt das zu § 1 Abs (2) Gesagte.


Ferner wird klargestellt, dass das Programm dem Anwender zur unbeschränkten (allerdings eigenen) und unbefristeten Nutzung überlassen wird (vgl. in diesem Zusammenhang näher unten zu § 6).

(3)
Die Leistungsspezifikation einschließlich Verwendungszweck ist ein zentraler Teil jedes EDV-Vertrages, dem nicht genug Beachtung geschenkt werden kann.

(4)
Hier ist eine spezifische Voraussetzung für Ärzte-Software normiert, die beachtet werden sollte.

(5)
Vgl. hinsichtlich der Hardware und des Betriebssystems das zu § 3 Gesagte. Gerade bei Software sollte eine entsprechende Bedienungsdokumentation wesentlicher Vertragsbestandteil sein, da das Programm ohne entsprechende Anleitungen nicht von einem durchschnittlichen Benützer bedient werden kann.

(6)
Die Installationsverantwortung sollte beim Anbieter liegen.

§ 6

(1)
Software ist urheberrechtsschutzfähig (§ 2 Z 1 UrhG); dem Anwender wird Software lediglich zur Nutzung "überlassen" (Lizenz). Folglich kann das Nutzungsrecht auch beschränkt werden (§ 40 d. Abs 4 UrhG). Sehr oft wird die Nutzung der Software auf eine "bestimmte" Anlage, einen "bestimmten" Standort usw. vom Anbieter beschränkt, selbst wenn z.B. mit einem Standortwechsel keine - vergütungspflichtige - Mehrnutzung verbunden sein sollte. § 6 Abs (1) versucht die diesbezüglichen Interessen der Anwender zu wahren: die Software darf auch auf einer anderen als der ursprünglichen Anlage eingesetzt werden.

(2)
Diese Bestimmung soll den fortdauernden Softwareinsatz sichern helfen.

(3)
Derartige Bestimmungen sind heute allgemein üblich, sie gründen sich auf das UrheberrechtsG idF Novelle 1993 (§ 40 d Abs 3 Z 1).

§ 7

Regelt die so wichtige Frage der Gewährleistung für die Software. Gewährleistung bedeutet, das der Anbieter - unabhängig vom Verschulden - dafür einzustehen hat, dass der Leistungsgegenstand im Zeitpunkt der Übergabe/Abnahme die vereinbarten oder im Verkehr gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaften aufweist. Von der Gewährleistung zu unterscheiden ist der - idR verschuldensabhängige - Schadenersatz.

(1)
Vgl. § 4 (1).

(2)
An das Vorliegen eines wesentlichen Mangels knüpfen sich wichtige Rechtsfolgen, so etwa berechtigt ein wesentlicher Mangel, der trotz Nachfristsetzung vom Anbieter nicht beseitigt wird, den Anwender zum Rücktritt vom Vertrag (Rückabwicklung = Rückzahlung des Kaufpreises usw.). Das allgemeine Zivilrecht definiert ganz allgemein, was unter einem wesentlichen (und was unter einem unwesentlichen) Mangel zu verstehen ist. Es ist aber zweckmäßig, eine demonstrative (also nicht abschließende) Liste von wesentlichen Mängeln - jedenfalls in bezug auf die Software - in den Vertrag aufzunehmen, so wie dies in Abs (2) vorgesehen ist.

(3)
Anbieterbedingungen sehen oft vor, dass der Anbieter dann nicht (mehr) für die Mängelfreiheit seiner Lieferung/Leistung Gewähr zu leisten hat, wenn der Leistungsgegenstand (hier: Software) vom Anwender eigenmächtig geändert worden ist; dies ist eine verständliche Vertragsbedingung aus der Sicht der Anbieter. Allerdings kann dies nicht ohne Wenn und Aber gelten, vielmehr soll dies dann nicht zur Anwendung kommen, wenn der Anwender nachweist, dass der Mangel mit der vorgenommenen Änderung in keinem Kausalzusammenhang steht.

(4) (5)
Diese Bestimmungen sollen insbesondere die Bereitschaft des Anbieters sichern helfen, gemeldete Mängel unverzüglich zu beheben.
(6)
Es gilt das zu § 4 Abs 5 Gesagte.

(7)
Diese Bestimmung ist im Zusammenhang mit der Leistungsspezifikation (§ 5 Abs (1) zu lesen, könnte aber auch in den Anhang (Beilage ./A) aufgenommen werden.

Abschnitt III

Die Einschulung - insbesondere die Frage, ob, in welchem Umfang und auf wessen Kosten eingeschult wird - ist im Vertrag zu regeln; hier gibt es in der Praxis oft Missverständnisse und Auslegungsschwierigkeiten.

Abschnitt IV

§ 9

An die Abnahme knüpfen sich eine Reihe wichtiger Rechtsfolgen, so insbesondere beginnt mit der Abnahme die - relativ kurze - Gewährleistungsfrist (vgl. § 10) zu laufen.

§ 10

Regelt die Voraussetzungen und Modalitäten der Abnahme. Oft wird bei der Abnahme an die Funktionsfähigkeit des Systems anhand von Testdaten an einen bestimmten - zwischen den Vertragsteilen festzusetzenden - Stichtag angeknüpft; zu bevorzugen ist aber oft eine Abnahmeperiode, in der das Gesamtsystem im Echtbetrieb vom Anwender auf Mängelfreiheit geprüft werden kann, so wie dies in § 10 vorgesehen ist.

(3)
Diese Bestimmung resultiert daraus, dass der Erwerb der Hardware und der Software einen einheitlichen Erwerb darstellt (vgl. z.B. § 5 (1).

§ 11

(1) (2)
Hier ist insbesondere der Verzugsfall geregelt. Die vertragliche Verpflichtung des Anbieters, im Verzugsfall eine Konventionalstrafe (Pönale) zu bezahlen, ist einer termingerechten Leistungserbringung in der Regel sehr förderlich.

Abschnitt V

Seitens der Ärztekammer wurde keinen EDV-Wartungsmustervertrag verfasst, obwohl praktisch jedes EDV-System (Hardware und insbesondere Software) gewartet/gepflegt werden muss. Die Ärztekammer hat aber in bezug auf einen Softwarepflegevertrag eine Checkliste verfasst, die jederzeit angefordert werden kann; diese Checkliste enthält aus der Sicht des Kunden wichtige Vertragspunkte und Forderungen an die Anbieter.

Abschnitt VI

Der Anwender hat in der Regel kein Interesse daran, dass (allfällige) Prozesse am Sitz des Anbieters ausgetragen werden. Die vorliegende Klausel sieht als Gerichtsstand den Sitz des Anwenders vor.

_______________

